
 

 

Die neuen Flücht-
lingsströme stel-
len unser Land 
vor große Her-
ausforderungen. 
Wir stehen für 
eine Flüchtlings-
politik, die von 
Humanität und 
Verantwortung 

geprägt ist. Empathie und ent-
schlossenes Handeln sind das Gebot 
der Stunde! 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

Von Bilkay Öney 
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nominen est nominen ipsum est 
nominen ipsum Lorem st nominen 
est nomi nen. Consetetur sadipscing 
elitr, sed diam nonumy eirmod 
tempor invidunt ut labore et dolore 
magna aliquyam erat, sed diam 
voluptua. At vero eos et accusam et 
justo duo dolores et ea rinen ipsum 
Lorem st nominen est nominen 
ipsum est nominen Lorem eos et 
accusam et justo duo dolores et ea 
rebum. Stet eirmod tempor invidunt 
ut labore. 
 
Aet dolore magna aliqu:  "Clita kasd 
gubergren, Hate che Luxus  no sea 
takimata sanctus est Lorem ipsum 
dolor sit amet!"  
 

. Zeichen ipsum dolor sit amet, 
consetetur sadipscing elitr, sed diam 
nonumy eirmod tempor invidunt ut 
labore et dolore magna aliquyam 
erat, sed diam voluptua.  
 
At vero eos et accusam et justo duo 
dolores et ea rebum. Stet clita kasd 
gubergren, no sea takimata sanctus 
est Lorem ipsum dolor sit amet. 
Lorem ipsum dolor sit amet, 
consetetur sadipscing elitr, sed diam 
nonumy eirmod tempor invidunt ut 
labore et dolore magna aliquyam 
erat, sed diam voluptua.  
 
At vero eos et accusam et justo duo 
dolores et e ipsum Lorem. Ost 

„Wir müssen in der Flüchtlingspolitik 
gemeinsame Lösungen finden!“ 
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die nie endenden Krisen auf der 
Welt. 
 
. Wir müssen die gemeinsame euro-
päische Flüchtlingspolitik neu aus-
richten 
 
Angesichts der Zugangszahlen und 
schwierigen wirtschaftlichen Situati-
on in einigen EU-Ländern gibt es ein 
Missverhältnis bei der Verteilung 
innerhalb der EU. Die sogenannte 
„Dublin-Regelung“ funktioniert als 
Instrument der europäischen Flücht-
lingspolitik nicht. Danach müssen 
Flüchtlinge dort in Europa ihren Asyl- 
antrag stellen, wo sie erstmals in der 
EU eintreffen. Da einige EU-Länder 

Allein im Zeitraum von  bis heu-
te haben sich die Zugänge von Asyl-
bewerbern nach Deutschland und 
Baden-Württemberg nahezu vervier-
facht. Für dieses Jahr rechnet das 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) allein für Baden-
Württemberg mit . Erstantrag-
stellern und weiteren . Perso-
nen, die einen Folgeantrag auf Asyl 
stellen. Damit haben wir noch längst 
nicht die Zahlen der er Jahre er-
reicht, als in Deutschland über 
. Asylbewerber unterge-
bracht werden mussten. Doch es 
bedarf großer gemeinsamer politi-
scher Anstrengungen mit Blick auf 
die weiterhin steigenden Zahlen und 
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aufnahme kostengünstig oder in 
Krisensituationen kostenfrei zur 
Verfügung stellen. Zudem braucht 
es dringend ein Investitionspro-
gramm des Bundes, das Kommunen 
beim Neubau von Flüchtlingsunter-
künften unterstützt. Auch die Ge-
sundheitsversorgung von Flüchtlin-
gen ist mangelhaft. Deshalb muss 
überlegt werden, wie die Gesund-
heitsversorgung von Flüchtlingen in 
das System der gesetzlichen Kran-
kenkassen überführt werden kann, 
ohne die Kosten für die Versicher-
tengemeinschaft zu steigern. Wir 
setzen uns für die Abschaffung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes ein, 
damit die Kommunen die Sozial- 
und Gesundheitskosten nicht allein 
tragen müssen, sondern der Bund 
hilft. 
 
 
 
. Die Kostenfrage könnte auch 
dadurch gelöst werden, dass Asyl-
bewerber schnelleren Zugang zum 
Arbeitsmarkt finden 
 
Die meisten Flüchtlinge wollen ar-
beiten und wollen ihren Beitrag für 
unsere Gesellschaft leisten. Was wir 
immer in Gesprächen mit Flüchtlin-
gen hören, ist die Klage, dass sie zur 
Untätigkeit und zum Warten auf 
eine Entscheidung verdammt sind. 
Mit der Reduzierung des Arbeitsver-
bots auf drei Monate und der Ver-

erhebliche Defizite im humanitären 
Umgang mit Asylsuchenden aufwei-
sen, ziehen die Flüchtlinge aber lie-
ber weiter nach Skandinavien und 
Westeuropa. Zwingend erforderlich 
sind deshalb einheitliche europäi-
sche Standards für die Aufnahme 
und Unterbringung von Flüchtlin-
gen. Was wir in Europa zudem brau-
chen, ist ein gerechter „Verteil-
schlüssel“ analog zum in Deutsch-
land geltenden „Königsteiner 
Schlüssel“ – unter Beachtung von 
Einwohnerzahl, Fläche, Wirtschafts-
kraft und Steuereinnahmen. Damit 
könnten Aufnahmequoten für die 
Mitgliedstaaten der EU festlegt 
werden. 
 
. Neben dem Asylrecht braucht es 
andere Kanäle für legale Zuwande-
rung 
 
Deutschland ist ein Einwanderungs-
land ohne ein Einwanderungsrecht. 
Dies zwingt Menschen dazu, den 
Umweg über das Asylrecht zu versu-
chen, obwohl sie keine politische 
Verfolgung in ihren Herkunftsstaa-
ten erfahren. Häufig wollen die 
Menschen wirtschaftlicher Not oder 
gesellschaftlicher Diskriminierung 
entkommen. Mit der Bluecard zur 
Gewinnung von Fachkräften aus 
dem Ausland und der im Jahr  
im Ausländerrecht verankerten 
Möglichkeit für qualifizierte Fach-
kräfte, einen Aufenthaltstitel zum 
Zwecke der Arbeitssuche für die 
Dauer von sechs Monaten zu erhal-
ten, besitzen wir nur Mosaiksteine 
eines Einwanderungsrechts. Wir 
brauchen aber ein Einwanderungs-
gesetz aus einem Guss. 
 
 

. Der Bund muss den Ländern und 
Kommunen bei Investitionen und bei 
Liegenschaften für die Flüchtlings-
unterbringung helfen 
 
In Deutschland tragen die Länder 
und Kommunen die Hauptlast, wenn 
es darum geht, Asylbewerber unter-
zubringen.  Es braucht mehr Enga-
gement – des Bundes. Jedes Bundes-
land muss in diesen Tagen seine 
Erstaufnahmekapazitäten erhöhen 
und auch die Landkreise haben einen 
großen Bedarf an Plätzen für die 
vorläufige Unterbringung. Die Länder 
und Kommunen werden das unter 
dem gegenwärtigen Druck und Zeit-
zwang nicht allein stemmen können. 
Deswegen muss der Bund den Län-
dern geeignete Bundesliegenschaf-
ten vorrangig für die Flüchtlingserst- 
 
 

Hintergrund: 
Asylverfahren in Baden-Württemberg  

Die Integrationsministerin besuchte in den letzten Wochen viele Flüchtlings-
unterkünfte, um sich vor Ort ein Bild zu machen 

In Baden-Württemberg kommen 
Flüchtlinge zunächst in der Landes-
erstaufnahmeeinrichtung (LEA) 
unter. Diese gibt es zurzeit nur in 
Karlsruhe. Weitere drei, zum Bei-
spiel in Meßstetten, sind in Planung. 
In der LEA werden Asylbewerber 
registriert und gesundheitlich un-
tersucht. Bei einer Außenstelle des 
Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge werden die Asylanträge 
der Menschen bearbeitet. Nach 
einigen Wochen werden die Hilfesu-
chenden in den Stadt- und Landkrei-
sen untergebracht. Grundlage für 
die Verteilung ist die jeweilige Be-
völkerungszahl. Maximal zwei Jahre 
sollen sie in den Unterkünften der 
Kreise bleiben. Im Idealfall ist dann 
ihr Asylverfahren abgeschlossen.  
 



 

außerhalb des Asylrechts angesie-
delt werden. 
 
. Baden-Württemberg braucht 
dauerhaft eine dezentrale Struktur 
der Erstaufnahme 
 
Als Ende der er Jahre die Zahlen 
der Asylbewerber zurückgingen, hat 
Baden-Württemberg seine dezent-
ralen Strukturen in der Erstaufnah-
me abgebaut und in Karlsruhe kon-
zentriert. Das war damals dem Kos-
tenargument geschuldet, erweist 
sich jetzt aber bei stark steigender 
Flüchtlingszahlen als Fehler. Der 
Flüchtlingsansturm überlastet die 
Verwaltungsstrukturen im Regie-
rungspräsidium und in der Stadt 
Karlsruhe. Zu einem großen Engpass 
kam es, als drei Bundesländer (Bay-
ern, NRW, Berlin) gleichzeitig ihre 
Erstaufnahme weitgehend stoppten 
und in Baden-Württemberg inner-
halb von zehn Tagen etwa . 
Flüchtlinge untergebracht werden 
mussten. Zwar haben wir im Land 
die Erstaufnahmekapazitäten in den 
letzten zwei Jahren verdreifacht, 
aber für Notsituationen braucht es 
manchmal auch kurzfristige Notlö-
sungen – und nur mit diesen Notlö-
sungen konnten wir dafür sorgen, 
dass die Neuankömmlingen ein 
Dach über dem Kopf erhielten. 
 
Für eine gerechtere Ressourcenauf-

kürzung der sogenannten Vorrang-
prüfung auf  Monate sind wichtige 
Meilensteine gesetzt worden. Das 
war eine überfällige Umkehr weg 
von einer abschreckenden Asylpoli-
tik hin zu einer Integrationspolitik 
für Asylbewerber und Geduldete.  
Vor diesem Hintergrund war es 
wichtig, dass Baden-Württemberg 
dem Asylkompromiss zugestimmt 
hat. Auch wenn die Kritik an der 

sicheren Herkunftsstaatenregelung 
in Teilen verständlich ist, darf man 
nicht vergessen, dass Serbien und 
Mazedonien EU-Anwärter sind. In 
Bosnien sind zudem nicht nur Roma 
von Armut betroffen. In diesen Län-
dern braucht es dringend Antidiskri-
minierungsmaßnahmen für Roma, 
aber auch Entwicklungshilfe für die 
Länder. Das kann das Asylrecht nicht 
leisten. Solche Maßnahmen müssen 

Katrin Altpeter und Bilkay Öney mit Ministerpräsident Winfried Kretschmann 
beim Flüchtlingsgipfel im Neuen Schloss in Stuttgart 

Evelyne Gebhardt 
Europaabgeordnete 
 
Was vor den Toren Europas ge-
schieht, ist unerträglich. Menschen 
sterben und Hunderte, gar Tausende 
fliehen vor dem Terror. Es ist höchs-
te Zeit, dass wir in Europa ein solida-
risches Asylsystem einführen, in 
dem alle  Mitgliedstaaten Ver-
antwortung übernehmen. Außer-
dem müssen wir die legale Zuwan-
derung in die EU erleichtern. 
 

                                                                
Jetzt gilt es, Flüchtlingen Schutz zu 
bieten und vor Ort Hilfe zu leisten. 
Langfristig müssen wir die Fluchtur-
sachen in den Ländern bekämpfen.  
Asylverfahren und Aufnahmebedin-
gungen der Flüchtlinge müssen 
würdig sein. Allen ist am besten 
gedient, wenn die Flüchtlinge so 
schnell wie möglich unsere Sprache 
lernen und auch arbeiten können.  

Lars Castellucci 
Bundestagsabgeordneter 

teilung im Land und für ein gutes 
soziales Klima müssen dauerhaft 
mindestens . Plätze in allen 
vier Regierungsbezirken bereitge-
stellt werden. In Zusammenarbeit 
mit dem Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge müssen wir sicher-
stellen, dass alle Verfahrensschritte 
wie Personenfeststellungen, Asylan-
tragsstellung, Anhörung und Ge-
sundheitsuntersuchung in den ein-
zelnen Landeserstaufnahmestellen 
durchgeführt werden. Wir möchten 
diese Strukturen im Einvernehmen 
mit den betroffenen Kommunen 
aufbauen, aber dieser Prozess ist 
nicht einfach und benötigt Zeit. 
Deswegen richten wir in Meßstetten 
auf zwei Jahre befristet eine Landes- 
erstaufnahmestelle ein, um Karlsru-
he zu entlasten. In Mannheim ha-
ben wir eine befristete Außenstelle 
geschaffen. Mit weiteren Kommu-
nen wie Ellwangen und Tübingen 
führen wir derzeit konstruktive Ge- 
 



 

 

rung in den Flüchtlingsunterkünften 
der Kreise. 
 
• Künftig sollen die schulischen und 
beruflichen Qualifikationen der 
Flüchtlinge bereits in den Landes-
erstaufnahmestellen erhoben wer-
den, um eine zielgerichtete Förde-
rung zu ermöglichen. 
 
• Zusätzlich zu einem bereits beste-
henden Pilotprojekt der Bunde-
sagentur für Arbeit möchte das Land 
gemeinsam mit weiteren Partnern 
ein Sonderprogramm zur Arbeits-
marktintegration starten. 

• Viele Initiativen unterstützen die 
Flüchtlinge vor Ort als Integrations-
lotsen. Dieses wichtige Engagement 
unterstützt die Landesregierung 
durch ein Vernetzungstreffen und 
prüft Fördermöglichkeiten. 

• Das neue Landeshochschulgesetz 
ermöglicht Flüchtlingen, die die 
Voraussetzungen mitbringen, an 
einer baden-württembergischen 
Hochschule zu studieren. Stipendi-
enprogramme für Flüchtlinge sollen 
mit dem DAAD unterstützt werden. 

spräche, damit bald auch weitere 
Erstaufnahmestelle im Land entste-
hen können. 
 
. Ohne die Kommunen geht es 
nicht 
 
Baden-Württembergs Flüchtlingspo-
litik ruht auf drei Säulen: Auf der 
Erstaufnahme durch das Land für bis 
zu drei Monaten, auf der vorläufigen 
Unterbringung in den Stadt- und 
Landkreisen bis längstens zwei Jahre 

Beim gestrigen Flüchtlings-
gipfel wurden folgende Maß-
nahmen beschlossen: 

• Es wird ein Sonderbauprogramm 
von  Millionen Euro für die kom-
menden beiden Jahre aufgelegt. 
Damit wird das Land die Kommunen 
dabei unterstützen, rasch Wohn-
raum für Flüchtlinge zu schaffen. Für 
Erleichterungen im Baurecht, wie 
etwa den Bau von Flüchtlingsunter-
künften in Gewerbegebieten, hat 
sich die Landesregierung bereits 
erfolgreich im Bundesrat eingesetzt. 

• Um schnell und flexibel handeln 
und Maßnahmen auf den Weg brin-
gen zu können, wird ein interminis-
terieller Verwaltungsstab eingerich-
tet. Diese Task Force soll in den 
nächsten Monaten weitere . 
Plätze in Notunterkünften schaffen. 

• Baden-Württemberg wird – wenn 
das Bundesinnenministerium zu-
stimmt – ein Sonderkontingent zur 
Aufnahme von . Mädchen und 
Frauen schaffen, die im Nordirak 
oder in Syrien Opfer sexueller Gewalt 
geworden sind. 

• Bei den Regierungspräsidien, den 
Aufnahmeeinrichtungen und bei der 
Polizei sollen zusätzliche Stellen 
geschaffen werden, um den steigen-
den Flüchtlingszahlen in den kom-
menden Monaten und Jahren ge-
recht zu werden. Kurzfristig wird das 
Personal mit Mitarbeiter aus ande-
ren Stellen aufgestockt. 

• Sprache ist der Schlüssel zur Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben. 
Deshalb sollen die Flüchtlinge un-
komplizierten Zugang zu Deutsch-
Kursen bekommen. Ein Schwerpunkt 
der Sprachförderung liegt im vor-
schulischen Bereich und in den Schu-
len. So stockt das Land die Vorberei-
tungsklassen um  Lehrerstellen 
auf und beteiligt sich an der Sprach-
förderung für Grundschulkinder, die 
von rund  Trägern organisiert 
wird. Außerdem fließen in den kom-
menden beiden Jahren zusätzlich , 
Millionen Euro in den vorschulischen 
Bereich. Mit dem Flüchtlingsauf-
nahmegesetz ermöglicht das Land 
zum ersten Mal auch Sprachförde-

 

und auf der Anschlussunterbrin-
gung in den Städten und Gemein-
den. In Zeiten steigender Flücht-
lingszahlen ist das ein Großprojekt,                             
das gemeinsames solidarisches 
Handeln aller benötigt. Durch das 
Flüchtlingsaufnahmegesetz von 
 erhöhen wir die pauschale Kos-
tenerstattung an die Stadt- und 
Landkreise um  Prozent, das sind 
. Euro pro Erstantragsteller bis 
. Aber wir haben die Sorge der 
Stadt- und Landkreise ernst ge-
nommen, die uns sagen, dass diese 
Summe nicht ausreichend ist. Des-
wegen überprüfen wir derzeit die 
Pauschalen auf ihre Auskömmlich-
keit. 
 
Auf Basis der Ist-Ausgaben von  
werden wir eine gemeinsame Lö-
sung mit den Kreisen finden. Mit 
unserer Konzeption einer dezentra-
len Unterbringung der Erstaufnah-
me wollen wir soweit möglich den 
Kreisen Luft verschaffen, damit sie 
ihre Plätze wieder aufstocken kön-
nen und nicht durch hohe Zugänge 
überrascht werden. Da braucht es 
aber auch die kommunale Solidari-
tät. Denn es geht nicht nur um Zah-
len, sondern es geht um Menschen. 

 
Wir haben für Baden-Württemberg 
ein neues Förderprogramm „Flücht-
lingswohnungen“ aufgelegt, für das 
wir  und  je  Millionen 
Euro zur Verfügung stellen. Die Gel-
der können dabei flexibel eingesetzt 
werden und sind für Neubauten, zur 
Umwidmung oder auch für zur be-
grenzten Nutzung ausgelegte Ge-
bäude abrufbar.  
 

Nils Schmid 
SPD-Landesvorsitzender 

Millionen  

für Flüchtlings-
wohnungen 
 
 


